
gen festgelegt sind, ist der Arbeitsvertrag zwischen 
dem Werktätigen und dem Betrieb. In ihm hat der 
Werktätige einen bestimmten Arbeitsbereich übernom­
men und sich verpflichtet, die Arbeitsaufgaben des ver­
einbarten Arbeitsbereichs zu erfüllen. Bei der Ent­
scheidung der Frage, ob bzw. welche arbeitsrechtlichen 
Verpflichtungen der Werktätige zu erfüllen und ge­
gebenenfalls verletzt hat, kommt es demnach darauf 
an, daß die betreffende Arbeitsleistung oder konkrete 
Verrichtung erforderlich war und dazu diente, die Ar­
beitsaufgaben des Arbeitsbereichs zu erfüllen.
Hierbei darf man jedoch die einzelne Verrichtung nicht 
isolieren, sondern muß sie im Zusammenhang mit den 
gesamten Arbeitsaufgaben des Werktätigen sehen. Zum 
Arbeitsbereich vieler Werktätiger gehören einzelne 
Verrichtungen, die isoliert betrachtet für den Arbeits­
bereich nicht typisch sind und einer anderen Tätigkeits­
art angehören, trotzdem aber ausgeführt werden müs­
sen, weil es die Arbeitsaufgaben des Arbeitsbereichs 
insgesamt erfordern und sie auf Grund der Arbeits­
organisation des Betriebes von den betreffenden Werk­
tätigen auszuführen sind. Diese Verpflichtungen sind 
dann Teil der Arbeitsaufgaben des Arbeitsbereichs, 
auch wenn sie nicht zu den generellen Tätigkeitsmerk­
malen gehören. Hierbei ist es nicht von entscheidender 
Bedeutung, ob der Betrieb die Ausführung dieser Ver­
richtungen vom Werktätigen verlangt, weil ein anderer 
Werktätiger hierfür nicht zur Verfügung steht, der 
Tätigkeiten dieser Art ausführt oder ausführen könnte, 
oder ob diese Verrichtungen im Einzelfall oder gene- 

»rell von einem oder mehreren Werktätigen übernom­
men werden, wie das zum Beispiel im sog. Selbst­
fahrersystem des Verklagten der Fall ist. Der Dreher 
z. B. muß die Arbeitsauftragsscheine ausfüllen, ob­
gleich Schreibarbeiten nicht typisch für seine Tätig­
keit als Dreher sind. Er holt gegebenenfalls Material 
oder trägt das fertige Werkstück zur Abnahme in die 
Abteilung Gütekontrolle, weil ein Transportarbeiter 
nicht vorhanden ist oder ihm nicht zur Verfügung 
steht, er verrichtet also Transportarbeiten. Nichtsdesto­
weniger leistet er Arbeiten in seinem Arbeitsbereich. 
Nicht anders verhält es sich mit der Arbeit eines Jour­
nalisten und Redakteurs. Die innerbetriebliche Arbeits­
organisation kann und wird ihm viele Verrichtungen 
abnehmen, wie Bleistiftanspitzen, das Anfertigen von 
Schreibmaschinenmanuskripten, das Telefonieren und 
manches mehr, weil dies wirtschaftlich sinnvoll ist. In 
manchen Fällen wird jedoch der Redakteur die eine 
oder andere Verrichtung selbst übernehmen, sei es aus 
Zeitersparnis oder wegen Fehlens eines dafür zustän­
digen Mitarbeiters. Der Redakteur arbeitet dann bei 
diesen Verrichtungen in seinem Arbeitsbereich als Re­
dakteur, denn die einzelne Verrichtung dient als not­
wendiges Teilstück unmittelbar der Erfüllung seiner 
Hauptaufgabe: der Ausarbeitung und dem Redigieren 
von Beiträgen. In gleicher Weise ist in diesem Zu­
sammenhang das Führen von Kraftfahrzeugen im 
öffentlichen Straßenverkehr durch den Kläger als Re­
dakteur zu beurteilen.
Der Redakteur wird über bestimmte Ereignisse und 
Veranstaltungen nur berichten können, wenn er sie 
selbst gesehen und an ihnen teilgenommen hat. Fährt 
der Redakteur in einem betriebseigenen Kraftfahrzeug 
und im dienstlichen Auftrag zu einer Veranstaltung 
der genannten Art und fährt er selbst das Kraftfahr­
zeug als sog. Selbstfahrer, so führt er damit eine Ver­
richtung aus, die unmittelbar der Erfüllung seiner 
Hauptaufgabe als Redakteur dient. Er bleibt im Rah­
men seines Arbeitsbereichs als Redakteur tätig, der 
seine arbeitsrechtlichen Rechte und Pflichten charak­
terisiert, z. B. seine Entlohnung, seinen Urlaub und 
seine Verantwortung.
Die abweichende Auffassung des Klägers würde be­

deuten, daß er während der Fahrt für den Verklagten 
nicht als Redakteur tätig ist, sondern als Kraftfahrer, 
gewissermaßen ein zweites Arbeitsrechtsverhältnis als 
Kraftfahrer mit dem Verklagten besäße und in diesem 
dann folgerichtig auch als Kraftfahrer entlohnt werden 
müßte, für diesen Zeitraum nur den Urlaub als Kraft­
fahrer erhalten dürfte usw. Diese Auffassung ist ab­
wegig und vom Kläger auch offenbar gar nicht ge­
meint. Er kann nun aber nicht willkürlich aus diesen 
Rechtsfolgen lediglich eine, nämlich die materielle Ver­
antwortlichkeit als Teil der Verantwortlichkeit des 
Werktätigen überhaupt, herauslösen und auf der 
Grundlage eines unterstellten Arbeitsrechtsverhältnis­
ses als Kraftfahrer entscheiden wollen. Aus diesen 
Gründen war der Kläger für den genannten Verkehrs­
unfall, den er schuldhaft verursacht hatte, als Redak­
teur materiell verantwortlich zu machen. Bei der Fest­
legung der Höhe der Schadenersatzpflicht war von sei­
nem monatlichen Tariflohn auszugehen.

Eine andere Entscheidung im Sinne der Auffassung 
des Klägers ist nur denkbar und wird von der Recht­
sprechung auch getroffen, wenn der Werktätige Ar­
beitsleistungen ausführt, die in keinem Zusammenhang 
mit seinem Arbeitsbereich stehen, z.-B. wenn Mit­
arbeiter der Verwaltung eines Betriebes über das 
Wochenende in Überstunden als Dreher, Transport­
arbeiter usw. tätig sind, um die Planerfüllung des Be­
triebes zu sichern, oder wenn der Hauptbuchhalter 
eines HO-Kreisbetriebes z. B. während eines Volks­
festes als Verkäufer arbeitet. In diesen Fällen wird 
die Tätigkeit wie ein zweites Arbeitsrechtsverhältnis 
behandelt, sie wird entsprechend entlohnt, und die 
disziplinarische und materielle Verantwortlichkeit des 
Werktätigen würde ebenfalls modifiziert werden. Diese 
Grundsätze treffen aber auf den vorliegenden Streit­
fall nicht zu.

Was die Höhe der Schadenersatzpflicht des Klägers 
anbelangt, wie sie die Konfliktkommission festgelegt 
hat, so muß dem Kläger gesagt werden, daß sie von 
den oben dargelegten Entscheidungsgründen nicht be­
rührt werden kann. Bei der Festlegung der Höhe des 
Schadenersatzes ist bei höheren Schadensbeträgen 
grundsätzlich vom monatlichen Tariflohn des Werk­
tätigen auszugehen. Unter Berücksichtigung aller Um­
stände, insbesondere der Schwere des Disziplinarver- 
stoßes, des Grades des Verschuldens, der Leistungen 
des Werktätigen, der bisherigen erzieherischen Maß­
nahmen sowie der volkswirtschaftlichen Bedeutung 
des Schadens, kann von diesem Betrag abgewichen 
und die Schadenersatzpflicht gemindert werden (§§ 109 
Abs. 2, 113 Abs. 4 GBA; Richtlinie Nr. 14). Betrachtet 
man die Pflichtverletzung des Klägers unter dem Ge­
sichtspunkt der Pflichten eines Kraftfahrers, so muß 
seine Handlungsweise als grobes Verschulden einge­
schätzt werden. Der Kläger hat in stark übermüdetem 
Zustand das Fahrzeug geführt. Hierzu bestand keine 
zwingende Notwendigkeit, denn der Kläger hatte die 
Möglichkeit und war wegen seiner Übermüdung ver­
pflichtet, ein öffentliches Verkehrsmittel zu benutzen. 
Ginge man bei der Entscheidung über die Höhe des 
Schadens von dem Tariflohn eines Kraftfahrers aus, 
so wäre es kaum zu rechtfertigen, den Monatslohn zu 
unterschreiten.
Geht man entsprechend der Entscheidung des Gerichts 
von dem monatlichen Tariflohn des Klägers als Re­
dakteur aus, so hat ihn die Konfliktkommission ledig­
lich mit einem Fünftel seines Monatsgehaltes materiell 
verantwortlich gemacht. Sie hat mit Recht die guten 
Leistungen des Klägers als Redakteur gewürdigt. Auch 
von dieser Seite her betrachtet, hat der Kläger keine 
Veranlassung, mit dem Beschluß unzufrieden zu sein. 
Der Beschluß der Konfliktkommission entsprach der
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